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Weihnachtsgeschenk: vorläufig versetzt
Die fünf SchülerI nnen, die ei n Erdkunde-Nachexamen
amEscher "Jongelycée" nicht bestanden haben, dürfen
nach den Weihnachtsferien vorläufi g die "3e" besu-
chen. So hat die Schul direkti on i n Absprache mit dem
Unterrichtsministeri umentschieden. Der Grund für die
Kehrtwende: Das Verwaltungsgericht hat die Klage von
Eltern, der Erdkundelehrer habe die Zensuren willkürli-
ch verteilt, für zulässi g erklärt. Da i nzwischen I ndizien
für ei ne Fehl benotung vorliegen - ei n anderer Fachleh-
rer soll das Prüfungsergebnis bemängelt haben -, hat
das Gericht das Prüfungsergebnis per ei nstweili ger
Verfügung vorläufi g außer Kraft gesetzt. So lange kei n
endgülti ges Urteil i n der Sache gefällt ist, sollen die
betroffenen SchülerI nnen deshalb den Unterricht besu-
chen dürfen, teilte die Schul direkti on mit. Das Unter-
richtsministeri umbetonte gegenüber der woxx, der zur
Überprüfung hi nzu gezogene Fachlehrer sei nicht vom
Ministeri um beauftragt worden. Das Urteil vom Ver-
waltungsgericht wird i n ei ni gen Monaten und mit
Spannung erwartet. Behörden ebenso wie Lehrerge-
werkschaftler zeigen sich besorgt darüber, die Schule
bzw. die Nachprüfungsprozeduren könnten durch ei ne
erfolgreiche Klage von Eltern aus dem Gleichgewicht
geraten.
Mit der Entschei dung des Gerichts erschei nt auch die
Protestakti on ei ni ger SchülerI nnen i m neuen Licht. Sie
hatten sich i n ei ner Schülerzeitung gegen die i hrer
Meinung nach falsche Benotung gewehrt. Die ei nstwei-
li ge Beschlagnahmung der Zeitung durch die Poli-
zei sorgte für Empörung. SchülerI nnen, Eltern und
VertreterI nnen der Presse sahen die Mei nungsfrei heit
gefährdet.

Hoher Beamter wegen Pädophilie-Verdacht
suspendiert
Auf unbesti mmte Zeit vom Dienst suspendiert wurde
der des Besitzes ki nderpornografischen Materials be-
schuldi gte stellvertretende Chamber-Generalsekretär.
Dies teilte die Abgeordnetenkammer am Mittwoch mit.
Der hohe Beamte wurde am 21. Mai diesen Jahres
festgenommen, nachdem man bei i hm auf mehreren
Computern Ki nderpornos gefunden hatte. Seit sei ner
Entlassung aus der Untersuchungshaft gegen Kaution
befi ndet er sich auf freiemFuß.

Zahl der Arbeitslosen klettert weiter
Sie stei gt und steigt und steigt. Gemei nt ist die
Arbeitsl osenrate i n Luxemburg. I m November waren
es nach Angaben des Konjunkturkomitees bereits
4, 1 Prozent. Die Zahl der Erwerbslosen kletterte auf
8. 308, das ist rund ei n Viertel mehr als ei n Jahr zuvor.
Dem gegenüber stehen 863 offene Stellen. Am meis-
ten gesucht werden Büroangestellte, Arbeiter und
Handwerker.

Chirac als Hüter desLaizismus
Jacques Chirac will das Kopftuch an französischen
Schulen verbieten. Das sagte Frankreichs Präsident
am Mittwoch in sei ner Grundsatzrede zum Verhältnis
von Staat und Kirche. Weltanschauliche Neutralität sei
ei n Grundpfeiler der laizistisch geprägten französi-
schen Gesellschaft, erklärte Chirac und kündigte dazu
ei n Gesetz an, das i m kommenden Schuljahr i n Kraft
treten soll. Der Staatschef folgt damit dem Vorschlag
ei ner von i hm ei ngesetzten Expertenkommission.
Die Empfehl ung des Gremiums, jeweils ei nen jüdi-
schen und musli mischen Feiertag aufzuwerten, lehnte
er ab. Unauffälli ge Symbole wie das christliche Kreuz,
der jüdische Davidstern oder die islamische Hand der
Fati ma sollen nach den Worten des Präsi denten tole-
riert werden. An der Verabschiedung des Gesetzes gibt
es kei ne Zweifel, da Chiracs Regierungi n bei den Parla-
mentskammern über klare Mehrheiten verfügt.
Nach offiziellen Angaben kamen zu Beginn des derzei-
ti gen Schuljahres 1. 256 Mädchen mit ei nem Kopf-
tuch zur Schule. Das I nnenministeri um berichtet
von 20 Streitfällen, sechs Mädchen wurden der Schu-
le verwiesen.

i nterview2

woxx: Herr Delvaux, zu Be-
ginn des Jahres haben wir
uns bereits einmal zu einem
Gespräch getroffen. Nun ist
das "Europäische Jahr der
Behinderten" fast vorüber.
Hat es den behinderten Men-
schenetwasgebracht?
Joël Delvaux: Es wäre falsch

zu behaupten, dass sich viel
verändert hat. Die einzige kon-
krete Änderung ist das Gesetz
über das Einkommen der Behin-
derten, hauptsächlich i m Be-
reich der "ateliers protégés".
Dasist ein positiver Aspekt. Das
Gesetz war allerdings schonlan-
ge vorbereitet und hat eigent-
lich nichts mit dem "Jahr der
Behinderten" zutun. Darüber hi-
naus wurdesehr viel über unter-
schiedliche Themen diskutiert,
die mit Behinderung zu tun ha-
ben. Und die Bevölkerung hatte
ein offenes Ohr, so zumBeispiel
auf den Gebieten Tourismus und
Transport. Man sprach mich oft
darauf an. Das Interesse der
Leute wurdejedenfalls geweckt.
Es gab zahlreiche Veran-

staltungen und viele schöne
Worte von den luxemburgi-
schen Politikern. Alles nur
Lippenbekenntnisse?
Bei solchen Veranstaltungen

geht es doch vor allem darum,
gesehen zu werden. Aber ein
großes Interesse der Politiker
konnte ich nicht feststellen. Es
blieb größtenteils bei einzelnen
Aktionen, wie zumBeispiel eine
Reportagenreihe i m Fernsehen
über die Zugangsprobleme Be-
hinderter in öffentlichen Gebäu-
den oder i möffentlichen Trans-
port. Ein Feedback gab es aber
nicht. Dabei wäre das die Gele-
genheit gewesen, nicht zuletzt
für das Transportministerium,
etwas anzupacken, was das
Recht der behinderten Men-
schenauf öffentlichenTransport
angeht. Doch es geschieht meis-
tens nur dann etwas, wenn der
Druck groß genug ist. Sobald

man einmal nicht aufpasst, wer-
den wieder die alten Fehler ge-
macht. So wurde beispielsweise
beim Umbau des Bahnhofs in
Mersch ein Lift vergessen. Das
hätteder CFLeigentlichbewusst
sein müssen.
Das vonIhnen bereits ange-

sprochene Gesetz garantiert
behinderten Arbeitnehmern
unter anderemein Mindestein-
kommen. Reicht das aus?
Was mich schockierte, war

zumBeispiel, dass bei einer Un-
terredung des "Conseil Supé-
rieur des personnes handica-
pées" dieFrau Ministerin(Marie-
Josée Jacobs, die Red.) sagte,
man müsse sich mit der Situa-
tion jetzt einfach zufrieden ge-
ben statt mehr zu wollen - so
nach dem Motto: Das Gesetz
müsstejetzt für einige Jahre rei-
chen. Es kann aber nicht alles
nur mit Geld gelöst werden. Au-
ßerdem handelt es sich ja nur
um den Mindestlohn. Diejeni-
gen, die zuvor in denInstitutio-
nen gearbeitet hatten, bekamen
bereits einen Mindestlohn.
Also Augenwischerei?
Die große Änderung, die ich

auchfür einenSchrittindierich-
tige Richtung halte, ist die Aner-
kennung der Behindertenals Ar-
beitnehmer undLohnempfänger.
Von einer richtigen Gleichbe-
rechtigung kann aber erst dann
gesprochen werden, wenn be-
hinderte Menschen an allen Ak-
tivitäten des alltäglichenLebens
voll teilnehmen können. Da ist
dann zu hören: "Ihr bekommt ja
jetzt Geld, dann könnt ihr auch
die Leute bezahlen, die euch be-
gleiten." Das geht aber mit dem
Mindestlohn nicht auf, wenn
man damit den Lebensunterhalt
bestreiten muss. Wenn für jegli-
che Ausgabe, die rein durch die
Behinderung entsteht, aufge-
kommen werden muss, führt das
erneut zur Ausgrenzung.
Seit 1991 gibt es das Gesetz

zur Integration von Behinder-

ten auf dem Arbeitsmarkt.
Fünf Prozent der Arbeits-
plätzesollen mit"Travailleurs
handicapés" besetzt werden.
Doch nicht einmal der Staat
hält sich an diese Quote. Und
die Forderungen nach Sank-
tionen undsogar nach zuver-
lässigenStatistikenstießenim
Regierungslager auf Wider-
stand.
Es wurde zum Beispiel argu-

mentiert, dass besonders klei-
nere Unternehmen dadurch in
Engpässe geraten, wenn sie die
Strafe bezahlen müssen. Man
kann aber nicht auf der einen
Seite ein Gesetz beschließen
undauf der anderen behaupten,
wenndas Gesetz umgesetzt wer-
den soll: Dies und das können
wir nicht. Was hat man sich
dann überhaupt bei der Ausar-
beitung des Gesetzes gedacht?
Wenn der Wille zur Umsetzung
nicht daist, dann bringt ein Ge-
setz nichts. Darüber hinaus ist
in dem neuen Gesetz die Rede
von einer Mission der "ateliers
protégés", die Integration der
Behinderten mit Weiterbildung
voranzutreiben. Die "ateliers"
haben aber gar nicht die Mittel
und das Personal dafür. Wenn
sie dann eine Unterstützung
vom Ministerium verlangen,
dann heißt es: Ihr bekommt
doch schon Geld, umdie Löhne
zubezahlen.
Integration beginnt bereits
mit der Einschulung. Wie be-
urteilen Sie die Eingliede-
rung der Behinderten in der
Schule?
Es muss darauf geachtet wer-

den, dass man kein zu rigides
Gesetzschafft. ItalienundSpani-
en zum Beispiel haben sehr
strenge Schulgesetze, die besa-
gen, dass jedes Kind in die öf-
fentlichen Schulen gehört. Das
kann aber in einzelnen Fällen
ziemlich viele Schwierigkeiten
mit sichbringen. Hierzulandeist
es gerade umgekehrt: Die Kin-

der mit Behinderung kommen
sehr schnell heraus aus dem
normalen Kreislauf. Die meisten
sitzendannineiner Spezialschu-
le, obwohl sie in einer anderen
auch Chancen hätten. Eine ge-
wisse Regel müsste man gesetz-
lich festhalten, wobei jeder Fall
für sichbetrachtet werdensollte
und Betroffene ein Mitsprache-
recht erhalten müssen. Auch
dürfen die Eltern nicht aus dem
Prozess ausgeschlossen werden.
Undes hat sichgezeigt: Wer eine
normale Schule besucht, kommt
in der Regel zu viel besseren Er-
gebnissen als jemand in einer
Educationdifférenciée.
Ein Rahmengesetz wie das

Gesetzzur Gleichstellungvon
behinderten Menschen in
Deutschlandgibt esin Luxem-
burg nicht. Was halten Sie
davon?
Es wäre notwendig, dass man

sichernsthaft mit dieser Thema-
tik auseinandersetzt, zusammen
mit den Betroffenen. Ein Rah-
mengesetz ist ein Muss, denn
man kann nicht die Belange der
Behinderten aufteilen, indem
man ein kleines Gesetz schafft
und zwei Jahre wieder ein ande-
res.
Sie selbst lebten eine Zeit

langin der Schweiz. Von au-
ßen betrachtet: Wo steht Lu-
xemburg im internationalen
Vergleich?
Wir hatten bis jetzt Glück,

dass es Luxemburg ökonomisch
gut ging. Probleme, die sich i m
Ausland schon früher stellten,
konnten mit dem Einsatz von
Geldmitteln überdeckt werden.
Nehmen wir das Beispiel Trans-
port: Wenn meine Frau wo hin
muss, dannrufen wir bei mFami-
lienministeriumanunddieinfor-
mierenwiederumdas Transport-
ministerium, damit sie abgeholt
wird. Das kostet alles viel Geld.
Anders wärees, wennder öffent-
liche Transport von vornherein
behindertengerechter wäre. In
der Schweiz zumBeispiel istfast
jeder Bahnhof eigens dafür aus-
gestattet. Die Defizite werden
hier kaschiert. Wennes aber ein-
mal wirtschaftlich schlechter
läuft, dann gehören die behin-
derten Menschenzu denersten,
die davonbetroffensind.

DasInterviewführte
StefanKunzmann.

GLEICHSTELLUNG

"Wenig Feedback
von Politikern"

Das"EuropäischeJahr
der Behinderten"
geht zuEnde.
Was bleibt?

Die woxxsprach
mitJoël Delvaux,
demPräsidenten
der OGBL- Sektion
"Département des

travailleurs handicapés".
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